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Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die Nichtzulassung der Berufung im Urteil des
Sozialgerichts Stuttgart vom 25. Januar 2006 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Nachdem der KlÃ¤ger auf den Hinweis des Berichterstatters vom 28. Februar 2006,
dass seine AusfÃ¼hrungen im Schreiben vom 1. Februar 2006 als Beschwerde
gegen die Nichtzulassung der Berufung angesehen wÃ¼rden, nicht reagiert hat,
muss der Senat davon ausgehen, dass er dieses Rechtsmittel neben der beim
Sozialgericht Stuttgart (SG) beantragten Berichtigung des Tatbestandes ergreifen
wollte.

Die Beschwerde ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die Berufung ist nicht zuzulassen, da
kein Zulassungsgrund geltend gemacht wird und auch sonst nicht ersichtlich ist,
dass ein solcher vorliegt.

Der Zulassungsgrund der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung (Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1
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Sozialgerichtsgesetz (SGG)) ist nicht gegeben. GrundsÃ¤tzliche Bedeutung hat eine
Rechtssache, wenn es fÃ¼r die Entscheidung des Gerichts auf eine Rechtsfrage
ankommt, die Ã¼ber den Einzelfall hinaus Bedeutung hat und die sich dem SG in
entscheidungserheblicher Weise gestellt hat und sich im Berufungsverfahren
ebenso stellen wÃ¼rde. Eine solche Frage hat der KlÃ¤ger nicht formuliert. Sie kann
auch seinem Schreiben nicht entnommen werden. Er rÃ¼gt in einer Art von
BerufungsbegrÃ¼ndung die inhaltliche Richtigkeit des Urteils. Damit ist jedoch eine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung nicht dargetan. Die im Schreiben vom 1. Februar 2006
angesprochenen Punkte beziehen sich auf den konkreten Fall des KlÃ¤gers und
enthalten keine verallgemeinerungsfÃ¤higen Fragen.

FÃ¼r die Zulassungsgrund der Abweichung von einer Entscheidung eines anderen
Gerichts (Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG) ist weder dem Schreiben des KlÃ¤gers noch der
Entscheidung des SG irgendetwas zu entnehmen. Dabei ist zu beachten, dass eine
Abweichung nur dann gegeben ist, wenn das SG einen Rechtssatz aufgestellt hat,
der von einem solchen der in Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG genannten Gerichte abweicht.
Eine mÃ¶glicherweise nicht richtige Anwendung einer anderweitigen
Rechtsprechung stellt keine Abweichung im Sinne der Vorschrift dar. FÃ¼r ein
solches Verhalten des SG ist dem Urteil nichts zu entnehmen.

SchlieÃ�lich ist auch der Zulassungsgrund eines erheblichen Verfahrensfehlers im
Sinne des Â§ 144 Abs. 2 Nr. 3 SGG nicht gegeben. Die vom KlÃ¤ger angesprochene
mÃ¶gliche Verletzung des Amtsermittlungsgrundsatzes ist nicht prÃ¤zisiert worden.
Das SG hat in dem angefochtenen Urteil den Inhalt der vorgelegten Akten und das
Vorbringen des KlÃ¤gers umfassend verwertet und gewÃ¼rdigt. Es ist nicht
ersichtlich, was weiter an Amtsermittlung hÃ¤tte durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen.
AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers oder Anregungen hierzu existieren in der Akte des SG nicht.
Auch fÃ¼r diesen Zulassungsgrund gilt, dass ein mÃ¶gliche inhaltliche Unrichtigkeit
des sozialgerichtlichen Urteils keine Berufungszulassung rechtfertigt.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 22.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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